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Stellungnahme der LAG der Kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten Baden-Württemberg
zur Novellierung des Chancengleichheitsgesetzes BaWü

Stand: 2. Juli 2012

Vorbemerkungen 

1. Die LAG der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten geht in der vorliegenden Stellungnahme davon aus, dass die Gesetzesänderung in einem gemeinsamen Rahmen, einem so genannten Artikelgesetz erfolgen wird. 

Artikel 1: Änderung des Chancengleichheitsgesetzes

Artikel 2: Änderung der Gemeindeordnung Baden-Württemberg

Artikel 3: Änderung der Landkreisordnung Baden-Württemberg

Artikel 4: ggf. weiteres .....

2. Die Verankerung der kommunalen Frauen- /Gleichstellungsbeauftragten 

sollte aus systematischen Gründen insbesondere in der Gemeinde-/ Landkreisordnung erfolgen. In das Chancengleichheitsgesetz sollen jedoch grundlegende Eckpunkte (Bestellung, Rechte, Stellenanteile/Ausstattung) analog zur gesetzlichen Verankerung in der Gemeinde- und Landkreisordnung aufgenommen werden. Siehe Ausführungen zu § 23.
3. Auf Begründungen zu den einzelnen Änderungs- und Ergänzungsvorschlägen wurde insoweit verzichtet, als diese sich aus den Vorschlägen selbst ergeben. Teilweise sind Begründungen auch im Text der Änderungsvorschläge selbst genannt - um so die Intention zu verdeutlichen. Grundsätzlich ist folgendes zu sagen: 

Die Erfüllung des Verfassungsauftrages der Gleichberechtigung von Frauen und Männern kann in einer effektiven und nachhaltigen Form nur dann geleistet werden, wenn qualifizierte institutionelle Rahmenbedingungen die dafür erforderliche Rückendeckung geben. 

Rechtssicherheit für die Kommunen (u.a. Organe im Sinne des gesetzlichen Geltungsbereichs) sowie die Anerkennung der Qualität des Gleichstellungsauftrages, der damit verbundenen Leistungen und dem dafür erforderlichen Berufsprofil liegen in der besonderen Verantwortung einer entsprechenden Landesgesetzgebung.

Es bedarf darüber hinaus neuer realistischer Regelungen, wenn Kommunen gegen das Chancengleichheitsgesetz verstoßen – das individuelle Klagerecht der Frauen- bzw. Gleichstellungsbeauftragten gehört nicht dazu.

4. Legende: 

Gesetzestext alt in Kursivschrift

Änderungs- und Ergänzungsvorschlag in Normalschrift, geänderte, ergänzte Passagen sind unterstrichen 

B: Zu den einzelnen Gesetzes-Paragraphen 

§ 1 Gesetzesziel 

In Erfüllung des Verfassungsauftrags nach Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) wird die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern in den Behörden des Landes und den sonstigen in diesem Gesetz genannten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts nach Maßgabe dieses Gesetzes gefördert. 

Ziel des Gesetzes ist die berufliche Förderung von Frauen unter Wahrung des Vorrangs von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung (Artikel 33 Abs. 2 GG), insbesondere die Verbesserung der Zugangs- und Aufstiegschancen für Frauen, eine deutliche Erhöhung des Anteils der Frauen in Bereichen, in denen sie geringer repräsentiert sind als Männer, sowie die Beseitigung bestehender Benachteiligungen. Weiteres Ziel ist es, auf eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen und Männer hinzuwirken. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag

In Erfüllung des Verfassungsauftrags nach Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) wird die Beschleunigung der tatsächlichen Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern im Handeln der Behörden des Landes, der Kommunen und den sonstigen in diesem Gesetz genannten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts nach Maßgabe dieses Gesetzes gefördert und Chancengleichheit als Leitprinzip mit geeigneten Methoden umgesetzt. 

Dieses Handeln bezieht sich auf deren verschiedene Funktionen als Arbeitgeberin, Dienstleisterin, Auftraggeberin und politische Instanz. 

Dabei geht es insbesondere um die Verwirklichung der folgenden Grundsätze für Frauen und Männer in ihrer Vielfalt:

· gleiche Mitwirkung an öffentlichen Entscheidungsprozessen,

· gleichberechtigte Teilhabe am Erwerbsleben, an einer eigenständigen Existenzsicherung und Beseitigung der Entgeltungleichheit. Dies erfordert unter anderem die berufliche Förderung von Frauen unter Wahrung des Vorrangs von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung (Artikel 33 Abs. 2 GG) die Verbesserung der Zugangs- und Aufstiegschancen für Frauen, eine deutliche Erhöhung des Anteils der Frauen in Bereichen, in denen sie geringer repräsentiert sind als Männer sowie eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen und Männer.

· gleichberechtigte Teilhabe an allen öffentlichen Ressourcen,

· Abbau von Geschlechterstereotypen

· hinwirken auf Gewaltfreiheit im Geschlechterverhältnis sowie 

· die Beseitigung bestehender Benachteiligungen.

§ 2 Besondere Verantwortung 

Alle Beschäftigten, insbesondere diejenigen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben, fördern die tatsächliche Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und berücksichtigen Chancengleichheit als durchgängiges Leitprinzip in allen Aufgabenbereichen der Dienststelle. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag

Die Umsetzung von Chancengleichheit als Leitprinzip des Verwaltungshandelns ist eine gemeinschaftliche Aufgabe aller Teile der Verwaltung und ihrer Organe. Alle Beschäftigten, insbesondere solche mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben sind verpflichtet, die Gleichstellung von Frauen und Männern zu beschleunigen. Die Erfolge bei der Umsetzung des Chancengleichheitsgesetzes und die Erfüllung des Chancengleichheitsplans nehmen Einfluss auf die dienstliche Beurteilung von Beschäftigten mit Leitungsaufgaben. 

§ 3 Geltungsbereich 

(1) 

Dieses Gesetz gilt für 

1. die Behörden des Landes, 

2. die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die der alleinigen Aufsicht des Landes unterstehen, mit Ausnahme der außeruniversitären wissenschaftlichen Einrichtungen, der kommunalen Stiftungen, der sozialkaritativen Stiftungen, der Landesbank Baden-Württemberg, der Landeskreditbank, der Sparkassen sowie ihrer Verbände und Verbundunternehmen, des Badischen GemeindeVersicherungs-Verbands, der Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft und der freien Berufe, der Sozialversicherungsträger sowie der Landesverbände der Betriebskrankenkassen und Innungskrankenkassen, des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung, der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg und Kassenzahnärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg, 

3. die Hochschulen und Berufsakademien, soweit nicht das Landeshochschulgesetz für wissenschaftlich Beschäftigte an Hochschulen, für wissenschaftliches und künstlerisches Personal an Hochschulen sowie für die Mitglieder des Lehrkörpers der Berufsakademien Regelungen enthält, 

4. die Gerichte des Landes

5. den Südwestrundfunk dem Sinne nach. 

(2) 

Auf die Gemeinden, die Landkreise, die Zweckverbände, die Gemeindeverwaltungsverbände, den Kommunalverband für Jugend und Soziales, die Gemeindeprüfungsanstalt, die Datenzentrale, den Kommunalen Versorgungsverband, die Nachbarschaftsverbände, die Regionalverbände und den Verband Region Stuttgart finden ausschließlich §§ 23 und 24 Anwendung. 

§ 16 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(3) 

Bei der Umwandlung einer in landeseigener Verwaltung geführten Einrichtung oder einer vom Geltungsbereich des Gesetzes erfassten juristischen Person des öffentlichen Rechts in eine private Rechtsform ist auf die Verwirklichung der Ziele dieses Gesetzes hinzuwirken. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Streichen in Abs. 1 Ziff. 2: mit Ausnahme der außeruniversitären wissenschaftlichen Einrichtungen… und Kassenzahnärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg   (siehe oben)…streichen: in Abs. 1 Ziff. 5 „dem Sinne nach

Einfügen in Abs. 1 

Ziff. 6 : die Gemeinden und Landkreise sowie deren Beteiligungen (juristisch passende Formulierung finden – gemeint sind alle Töchter, auch Mehrheitsbeteiligungen unabhängig von der privaten Rechtsform) mit Ausnahme der Paragrafen 16-22

und Ziffer 7 : „die kommunalen Zweckverbände, die Gemeindeverwaltungsverbände, den Kommunalverband für Jugend und Soziales, die Gemeindeprüfanstalt, die Datenzentrale, den Kommunalen Versorgungsverband, die Nachbarschaftsverbände, die Regionalverbände und den Verband Region Stuttgart.“

Abs. 2 streichen – (das ist die Sonderregelung für die Kommunen) 

Ändern und Einfügen in Abs. 3:  

Bei der Umwandlung einer in landeseigener oder in kommunaler Verwaltung geführten Einrichtung oder einer vom Geltungsbereich des Gesetzes erfassten juristischen Person des öffentlichen Rechts in eine private Rechtsform sind Ziele und analoge Regelungen im Satzungswerk verbindlich zu verankern,  um so die Verwirklichung der Ziele dieses Gesetzes zu sichern. 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter, Beamtinnen und Beamte sowie Auszubildende, ferner Richterinnen und Richter. 

(2) Familienpflichten im Sinne dieses Gesetzes bestehen, wenn eine beschäftigte Person mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen Angehörigen tatsächlich betreut oder pflegt. 

(3) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die einzelnen Behörden, Verwaltungsstellen der in § 3 genannten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie die Gerichte, die Hochschulen und die Schulen. 

(4) Beförderung im Sinne dieses Gesetzes ist auch die Verleihung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt ohne Änderung der Amtsbezeichnung, die Übertragung eines anderen Amtes mit gleichem Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung unter gleichzeitigem Wechsel der Laufbahngruppe, die Verleihung eines Richteramtes mit höherem Endgrundgehalt und die Übertragung einer höher zu bewertenden Tätigkeit sowie die Gewährung einer Amtszulage. 

(5) Eine geringere Repräsentanz von Frauen im Sinne dieses Gesetzes ist gegeben, wenn innerhalb des Geltungsbereichs eines Chancengleichheitsplans in einer Lohn-, Vergütungs- oder Besoldungsgruppe oder in Positionen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben weniger Frauen als Männer beschäftigt sind. 

Innerhalb dieser Bereiche soll auf Antrag der Beauftragten für Chancengleichheit eine weitere Differenzierung nach Laufbahnen oder Beschäftigungsbereichen vorgenommen werden, wenn die Repräsentanz von Frauen in verschiedenen Laufbahnen oder Beschäftigungsbereichen innerhalb einer Lohn-, Vergütungs- oder Besoldungsgruppe erheblich voneinander abweicht. 

(6) Frühzeitige Beteiligung im Sinne dieses Gesetzes bedeutet, dass die Beauftragte für Chancengleichheit an der Entscheidungsfindung gestaltend mitwirken und Einfluss nehmen kann. Die Beteiligung der Beauftragten für Chancengleichheit soll vor Beteiligung der Personalvertretung erfolgen. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag

Ersetzen in Abs. 1: 

„Arbeitnehmer/innen“ statt  „Angestellte und Arbeiter/innen“ = Anpassung an TV-L)

Ergänzung Abs 3 

„Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind auch

1. Eigenbetriebe und Krankenanstalten

2. Der Südwestrundfunk einschließlich seiner Studios und Sendeanlagen

3. Jede Hochschule und jedes Universitätsklinikum in öffentlicher Trägerschaft

4. Im Schulbereich die Schulen, staatliche Schulämter und die Regierungspräsidien sowie die staatlich geförderten Privatschulen.“

Einfügen in § 4, Abs.3: 

sowie Gemeinden, Städte, Landkreise und deren Töchter (in juristisch korrekter Formulierung)
Ergänzen in Abs. 5

Eine geringere Repräsentanz von Frauen im Sinne dieses Gesetzes liegt ebenso dann vor, wenn der Anteil von Frauen in den Beförderungsämtern/Aufstiegspositionen geringer ist als ihr Anteil in der jeweiligen Laufbahn insgesamt sowie dann, wenn in einem Arbeitsbereich (Funktions- und Organisationsbereich) der Anteil von Frauen in Führungspositionen geringer ist als der Anteil der in diesem Arbeitsbereich beschäftigen Frauen.

Innerhalb dieser Bereiche soll auf Antrag der Beauftragten für Chancengleichheit bzw. der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten nach § 23 dieses Gesetzes  eine weitere Differenzierung nach Laufbahnen oder Beschäftigungsbereichen vorgenommen werden, wenn die Repräsentanz von Frauen in verschiedenen Laufbahnen oder Beschäftigungsbereichen innerhalb einer Lohn-, Vergütungs- oder Besoldungsgruppe erheblich voneinander abweicht. 

und in Abs. 6

Frühzeitige Beteiligung im Sinne dieses Gesetzes bedeutet, dass die Beauftragte für Chancengleichheit bzw. die kommunale Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte nach § 23 dieses Gesetzes an der Entscheidungsfindung gestaltend mitwirken und Einfluss nehmen kann. Die Beteiligung der Beauftragten für Chancengleichheit bzw. der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten nach § 23 dieses Gesetzes soll vor Beteiligung der Personalvertretung erfolgen. 

Begründung:

Begriff Dienststelle: Damit ist klar, dass die gesamte Stadt- oder Kreisverwaltung als Dienststelle gezählt werden und damit als Bezug für den Chancengleichheitsplan – Teilplan Personal. (zu den Begrifflichkeiten weiter unten) 

Def. Unterrepräsentanz: Notwendig, weil ja auch in frauendominierten Bereichen (beispielsweise Pflege) eine relative Unterrepräsentanz von Frauen in den Pflegedienst-Leitungen und Direktionen zu verzeichnen ist. Sonst gerät diese aus dem Blick bzw. ist rechtlich nicht mehr eindeutig. (Konkret: Auch wenn Frauen 60% der Pflegedienstleitungsstellen haben, aber 90 % der Fachkräfte in der Pflege stellen, sind sie bei den Pflegedienstleitungen nach unserer Definition unterrepräsentiert).

§ 5 Erstellung des Chancengleichheitsplans

(1) Jede personalverwaltende Dienststelle, deren Personalverwaltungsbefugnis 50 und mehr Beschäftigte umfasst, erstellt mindestens einen Chancengleichheitsplan. Für die Ministerien ist jeweils ein gesonderter Chancengleichheitsplan zu erstellen. 

(2) Ist die personalverwaltende Dienststelle, deren Personalverwaltungsbefugnis Beschäftigte einer nachgeordneten Dienststelle umfasst, an der Personalplanung und der Personalauswahl der nachgeordneten Dienststelle nicht unmittelbar beteiligt, kann sie von der Erstellung eines Chancengleichheitsplans absehen. Diese Beschäftigten sind in den Chancengleichheitsplan der nachgeordneten Dienststelle aufzunehmen und bei der Berechnung nach Absatz 1 Satz 1 zu berücksichtigen. 

(3) In besonders gelagerten Einzelfällen kann mit Genehmigung des jeweiligen Fachministeriums und des für Frauenfragen zuständigen Ministeriums von der Erstellung eines Chancengleichheitsplans abgesehen werden. 

(4) Der Chancengleichheitsplan ist für die Dauer von fünf Jahren zu erstellen und soll bei erheblichen strukturellen Änderungen angepasst werden. Bei der Erstellung des Chancengleichheitsplans und seiner Anpassung ist die Beauftragte für Chancengleichheit mit dem Ziel einer einvernehmlichen Regelung frühzeitig zu beteiligen. 

(5) Die Chancengleichheitspläne und ihre Anpassung sind der Dienstaufsichts​behörde, die ihre Beauftragte für Chancengleichheit beteiligt, vorzulegen. Chancengleichheitspläne der übrigen, der alleinigen Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sind der Dienststelle, die die Rechtsaufsicht ausübt, vorzulegen. 

(6) Der Chancengleichheitsplan ist in den vom Geltungsbereich des Chancengleich​heitsplans erfassten Dienststellen an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen, auszuhängen oder in sonstiger geeigneter Weise bekannt zu machen. 

(7) Zusammen mit dem Chancengleichheitsplan ist alle fünf Jahre eine Übersicht über die Beschäftigtenstruktur der einzelnen Dienststellen zu erstellen und in der jeweiligen Dienststelle in geeigneter Weise bekannt zu machen. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschläge 

Im Sinne einer Eindeutigkeit +  Abgrenzung gegenüber dem (kommunalen) Chancen​gleichheitsplan nach § 24 muss hier ein anderer Name gefunden werden. Deshalb soll der Name geändert werden in: 

§ 5 Erstellung des Chancengleichheitsplans / Teilplan Personal 

Diese Formulierung ist dann konsequent einzuhalten –

Änderung Abs. 4: 

Der Chancengleichheitsplan ist für die Dauer von drei Jahren zu erstellen und soll bei erheblichen strukturellen Änderungen angepasst werden

Ergänzung zu Abs. 5 : 

Chancengleichheitspläne/Teilpläne Personal der Kommunen bzw. Eigenbetriebe  und Mehrheitsbeteiligungen sind gemeinsam mit einer Stellungnahme der kommunalen Frauen- bzw. Gleichstellungsbeauftragten nach § 23 dieses Gesetzes den Selbstverwaltungsgremien bzw. Aufsichtsorganen zur Kenntnisnahme und – soweit Entscheidungsbefugnisse des Selbstverwaltungsorgans betroffen sind zur Zustimmung vorzulegen. 

§ 6 Inhalt des Chancengleichheitsplans 

(1) Der Chancengleichheitsplan hat eine Bestandsaufnahme und beschreibende Auswertung der Beschäftigtenstruktur seines jeweiligen Geltungsbereiches zu enthalten. Im Chancengleichheitsplan ist darzustellen, in welchen Bereichen die Frauen unterrepräsentiert sind. 

Hierfür sind alle fünf Jahre folgende Daten jeweils getrennt nach Geschlecht zu erheben und auszuwerten: 

- die Zahl der Beschäftigten, gegliedert nach Voll- und Teilzeittätigkeit, Besoldungs-, Vergütungs- und Lohngruppen, Laufbahnen und Berufsgruppen,

 - die Zahl der Beurlaubten und Beschäftigten in Positionen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben sowie

 - die Zahl der Auszubildenden, gegliedert nach Laufbahnen 

und Ausbildungsberuf. Stichtag ist der 30. Juni des Berichtsjahres. 

(2) Der Chancengleichheitsplan hat die Zielvorgabe zu enthalten, mindestens die Hälfte der durch Einstellung zu besetzenden Stellen in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, zur Besetzung durch Frauen vorzusehen. Sind in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen voraussichtlich nicht genügend Frauen mit der notwendigen Qualifikation zu gewinnen, können entsprechend weniger Stellen zur Besetzung mit Frauen vorgesehen werden. Dies ist im Chancengleichheitsplan darzulegen. 

Bei Beförderungen und der Übertragung höherwertiger Tätigkeiten ist der Anteil der Frauen in Bereichen, in denen sie in geringerer Zahl beschäftigt sind als Männer, deutlich zu erhöhen. Der Vorrang von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ist zu beachten. 

(3) Im Chancengleichheitsplan ist festzulegen, mit welchen personellen, organisatorischen, fortbildenden und qualifizierenden Maßnahmen die geringere Repräsentanz von Frauen abgebaut werden soll. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Durchgängig Titel Ändern in:  „Chancengleichheitsplan / Teilplan Personal“ 

Ändern in Absatz (1): 

… Hierfür sind alle drei Jahre folgende Daten jeweils getrennt nach Geschlecht zu erheben und auszuwerten: 

Streichen Abs. 2: 

„können entsprechend weniger Stellen zur Besetzung mit Frauen vorgesehen werden“ 

stattdessen einfügen: 

müssen die Gründe dargelegt sowie geeignete Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils ergriffen werden: 

Streichen Abs 2:

 …in Bereichen, in denen sie in geringerer Zahl beschäftigt sind als Männer 

stattdessen einfügen: Bei Beförderung und bei Übertragung höherwertiger Tätigkeiten ist der Anteil der Frauen deutlich zu erhöhen. 

Ergänzen Abs.2:

„Frauen werden dort, wo ihr Anteil an den Beschäftigten über 50 % liegt, mindestens gemäß ihrem Anteil an den Beschäftigten bei der Beförderung und Übertragung höherwertiger Tätigkeiten berücksichtigt.

Einfügen neuer Absatz (4) 

(4) „Die Kommunen regeln im Teilplan Personal – sofern erforderlich - auch die Bestellung, Aufgaben und Rechte dezentraler Ansprechpartnerinnen zur Frauenförderung.“
Einfügen neuer Absatz (5) 

Die Kommunen gestalten und regeln im Teilplan Personal zugleich den Rahmen für die Umsetzung dieses Gesetzes im Bereich ihrer Beteiligungen und verankern diesen im Satzungswerk der Beteiligungen. Sie entscheiden hierbei auch, ob für den Personalbereich der einzelnen Beteiligungen eigene Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte installiert werden, die die Rechte der internen Frauenförderung übertragen bekommen oder ob diese bei der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten verbleiben. 

Einfügen  neuer Absatz (6) 

 (6) „ Der Chancengleichheitsplan/ Teilplan Personal ist Teil des kommunalen Chancengleichheitsplans entsprechend § 24 dieses Gesetzes.

§ 7 Erfüllung des Chancengleichheitsplans

(1) Nach drei Jahren und im nächsten Chancengleichheitsplan stellt jede Dienststelle, die den Chancengleichheitsplan erstellt, den Stand der Erfüllung der im Chancengleichheitsplan festgelegten Zielvorgaben fest. Die jeweils zuständige Beauftragte für Chancengleichheit ist frühzeitig zu beteiligen. 

Werden die Zielvorgaben des Chancengleichheitsplans nicht erreicht, sind die Gründe darzulegen. Hierfür sind folgende Daten jeweils getrennt nach Geschlecht zu erheben und auszuwerten: die Zahl der Einstellungen in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen, die Zahl der Bewerbungen auf und die Besetzung von Positionen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben sowie die Zahl der Teilnehmenden an Qualifizierungsmaßnahmen, die zur Übernahme höherwertiger Tätigkeiten vorbereiten. Stichtag ist der 30. Juni des Berichtsjahres. 

(2) Der Zwischenbericht ist der Dienstaufsichtsbehörde, die ihre Beauftragte für Chancengleichheit beteiligt, vorzulegen. Bei den der alleinigen Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts berichtet die Dienststelle der Rechtsaufsichtsbehörde, die ihre Beauftragte für Chancengleichheit beteiligt. 

(3) Auf die Erfüllung des Chancengleichheitsplans achtet die jeweils aufsichtführende Behörde, die ihre Beauftragte für Chancengleichheit beteiligt. Soweit Verstöße festgestellt werden und sie nicht im Rahmen der im Gesetz gegebenen Möglichkeiten behoben werden können, sind diese in den Bericht nach § 25 aufzunehmen. 

(4) Bei erheblichen Abweichungen von den Zielvorgaben des Chancengleichheitsplans kann sich die Dienstaufsichtsbehörde unter frühzeitiger Beteiligung ihrer Beauftragten für Chancengleichheit die Zustimmung bei jeder weiteren Einstellung oder Beförderung in einem Bereich, in dem Frauen geringer repräsentiert sind, vorbehalten. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Überall Name ändern bzw ergänzen in: Chancengleichheitsplan / Teilplan Personal

Sowie anfügen bei Beauftragte für Chancengleichheit bzw. die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte entsprechend § 23 dieses Gesetzes

Abs.1 ändern 
Jährlich und im nächsten Chancengleichheitsplan/ Teilplan Personal stellt jede Dienststelle, die den Chancengleichheitsplan/ Teilplan Personal erstellt, den Stand der Erfüllung der im Chancengleichheitsplan festgelegten Zielvorgaben fest. 
Neue Formulierung ab:

Hierfür sind folgende Daten jeweils getrennt nach Geschlecht zu erheben und auszuwerten: die Zahl der Einstellungen in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen, die Zahl der Bewerbungen auf und die Besetzung von Positionen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben , die Zahl der Teilnehmenden an Qualifizierungsmaßnahmen, die zur Übernahme höherwertiger Tätigkeiten vorbereiten, sowie die Vergütung differenziert nach Grundvergütung, Stufensteigerungen, Zulagen, Überstundenvergütung, Erschwerniszuschlägen und Leistungsvergütung. Ebenso sind die Elternzeitmonate darzulegen. Stichtag ist der 30. Juni des Berichtsjahres.
Abs. 2 ergänzen

Im Bereich der Kommunen bzw. Eigenbetriebe  und Mehrheitsbeteiligungen ist der Zwischenbericht den Selbstverwaltungsgremien bzw. Aufsichtsorganen vorzulegen.

Anfügen ein neuer Abs. (5):

Hier muss noch eine entsprechende Formulierung entwickelt werden. Inhaltlich: Sicherung der Verbindlichkeit unter anderem durch wirkungsvolle Sanktionen auch gegenüber Kommunen / Beteiligungen, die keinen entsprechenden Chancengleichheitsplan aufstellen und umsetzen. 

§ 8 

Stellenausschreibung 

(1) Stellen sind, soweit Frauen in einzelnen Bereichen geringer repräsentiert sind, grundsätzlich in der Dienststelle sowie öffentlich auszuschreiben. 

Die Stellenausschreibung ist so abzufassen, dass Frauen ausdrücklich zur Bewerbung aufgefordert werden. 

(2) Soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen, ist in der Ausschreibung darauf hinzuweisen, dass Vollzeitstellen grundsätzlich teilbar sind. Dies gilt auch für Stellen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben. 

(3) Bei Ausnahmen von den Grundsätzen nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ist die Beauftragte für Chancengleichheit frühzeitig zu beteiligen. 

(4) § 11 Abs. 3 bis 5 des Landesbeamtengesetzes bleibt unberührt. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Jeweils anfügen bei Beauftragte für Chancengleichheit bzw. die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte entsprechend § 23 dieses Gesetzes

Ergänzen Abs.1: 

„Die öffentliche Ausschreibung muss geeignet sein, qualifizierte Frauen zu erreichen. Wenn sich keine Frau bewirbt, muss die Stelle einmal neu ausgeschrieben werden und Frauen müssen besonders zur Bewerbung aufgefordert sowie ggf. neue Wege der Suche und Ansprache genutzt werden
. Eine Entscheidungsliste ohne qualifizierte Bewerberinnen bedarf einer aussagekräftigen Begründung.”
Einfügen neuer Abs. 2:

Die Stellenausschreibung ist so abzufassen, dass vergleichbare berufliche Qualifikationen anerkannt werden.

Ändern Abs. 2:

die Arbeitsplätze sind einschließlich der Funktionen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben zur Besetzung auch in Teilzeit auszuschreiben. Ausnahmen hiervon sind schriftlich zu begründen.“

Einfügen Abs.  3:

Bei Ausnahmen von den Grundsätzen nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ist die Beauftragte für Chancengleichheit bzw. die kommunale Frauen- oder /Gleichstellungsbeauftragte nach § 23 dieses Gesetzes  frühzeitig so zu beteiligen, dass sie bei der Entscheidungsfindung gestaltend mitwirken und Einfluss nehmen kann.

Änderung Abs. 4 alt 

§ 11 Abs. 2 ,3 des Landesbeamtengesetzes bleibt unberührt.
§ 9 Vorstellungsgespräche, sonstige Personalauswahlgespräche 

(1) In Bereichen, in denen Frauen geringer repräsentiert sind, sollen soweit möglich mindestens ebenso viele Frauen wie Männer oder alle Bewerberinnen zum Vorstellungsgespräch eingeladen werden, soweit sie die von der personalverwaltenden Dienststelle vorgesehenen Voraussetzungen für die Besetzung der Personalstelle oder des zu vergebenden Amtes erfüllen. 

(2) Fragen nach der Familienplanung und danach, wie die Betreuung von Kindern neben der Berufstätigkeit gewährleistet werden kann, sind unzulässig. 

(3) Bei der Stellenbesetzung in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen kann die Beauftragte für Chancengleichheit an den Vorstellungs- und sonstigen Personalauswahlgesprächen teilnehmen, soweit nicht nur Frauen oder nur Männer die vorgesehenen Voraussetzungen für die Besetzung der Personalstelle oder des zu vergebenden Amtes erfüllen.

Änderungs- bzw. Ergänzungsvorschlag:

Jeweils anfügen bei Beauftragte für Chancengleichheit bzw. auf kommunaler Ebene die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte entsprechend § 23 dieses Gesetzes

Streichen in Abs. 1: 

soweit sie die von der personalverwaltenden Dienststelle vorgesehenen Voraussetzungen 

Stattdessen einfügen:

soweit sie die in der Stellenausschreibung genannten Mindestvoraussetzungen für die Besetzung der Personalstelle oder des zu vergebenden Amtes erfüllen.

Streichen in Abs.3

Bei der Stellenbesetzung in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen kann die Beauftragte für Chancengleichheit bzw. auf kommunaler Ebene die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte entsprechend § 23 dieses Gesetzes an den Vorstellungs- und sonstigen Personalauswahlgesprächen teilnehmen, soweit nicht nur Frauen oder nur Männer die vorgesehenen Voraussetzungen für die Besetzung der Personalstelle oder des zu vergebenden Amtes erfüllen.

§ 10 Einstellung, beruflicher Aufstieg

(1) Soweit Frauen in einzelnen Bereichen geringer repräsentiert sind, hat die Dienststelle unter Wahrung des Vorrangs von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung (Artikel 33 Abs. 2 GG) nach Maßgabe der Zielvorgaben des Chancengleichheitsplans und entsprechender Personalplanung bei der Besetzung von Stellen, auch mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben sowie von Stellen für die Berufsausbildung und bei der Beförderung, deren Anteil deutlich zu erhöhen. 

(2) Bei der Beurteilung der Eignung sind die in der Familienarbeit und in ehrenamtlicher Tätigkeit erworbenen überfachlichen Kompetenzen einzubeziehen, soweit sie für die vorgesehene Tätigkeit von Bedeutung sind und in das Bewerbungsverfahren eingebracht werden. 

(3) Bei der Auswahlentscheidung sind Dienstalter, Lebensalter und der Zeitpunkt der letzten Beförderung nur zu berücksichtigen, soweit sie für die Beurteilung der Eignung, Leistung und Befähigung von Bedeutung sind. Bei Vorliegen gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung von Frauen und Männern dürfen geringere aktive Dienst- oder Beschäftigungszeiten, Reduzierungen der Arbeitszeit oder Verzögerungen beim Abschluss einzelner Ausbildungsgänge auf Grund der Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen nicht berücksichtigt werden. 

(4) Die Dienststelle hat die Beauftragte für Chancengleichheit an der Entscheidung über jede Einstellung und Beförderung in Bereichen, in denen Frauen geringer repräsentiert sind, frühzeitig zu beteiligen. Ihr sind die entscheidungsrelevanten Daten mitzuteilen und die erforderlichen Bewerbungsunterlagen frühzeitig zur Einsicht vorzulegen. Hiervon erfasst sind auch die Bewerbungsunterlagen männlicher Mitbewerber auf Stellen in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen, die die vorgesehenen Voraussetzungen für die Besetzung der Personalstelle oder des zu vergebenden Amtes erfüllen. Personalakten darf die Beauftragte für Chancengleichheit nur mit Zustimmung der Betroffenen einsehen. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Jeweils  anfügen nach BfC: 

bzw. auf kommunaler Ebene die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte entsprechend § 23 dieses Gesetzes 

Einfügen nach Abs. 3 Satz 1:

Geringere aktive Dienst- oder Beschäftigungszeiten, Reduzierungen der Arbeitszeit oder Verzögerungen beim Abschluss einzelner Ausbildungsgänge aufgrund von Betreuung von Kindern oder Pflege von Angehörigen dürfen nicht nachteilig berücksichtigt werden.“

Ergänzung: „Weiter dürfen folgende Gründe sich nicht nachteilig für die Beschäftigte auswirken bzw. in Auswahlentscheidungen einbezogen werden:

· die Einkommenssituation des Ehepartners bzw. der Ehepartnerin/des Lebenspartners bzw. der Lebenspartnerin

· die zeitliche Belastung durch die Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen

· die Absicht, eine Arbeitszeitreduzierung in Anspruch zu nehmen
§ 11 Fort- und Weiterbildung

(1) Die berufliche Fort- und Weiterbildung weiblicher Beschäftigter wird gefördert. Insbesondere sollen dazu Fortbildungsmaßnahmen angeboten werden, die eine Weiterqualifikation ermöglichen oder auf die Übernahme von Tätigkeiten in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen vorbereiten. Bei der Planung und Gestaltung der Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen ist der Beauftragten für Chancengleichheit Gelegenheit zur Beteiligung zu geben. 

(2) Bei innerbehördlichen Dienstbesprechungen und bei geeigneten Veranstaltungen der beruflichen Fortbildung, insbesondere auch bei Fortbildungsmaßnahmen für Führungskräfte sind Themen zur Chancengleichheit von Frauen und Männern vorzusehen. 

(3) Bei allen beruflichen Fortbildungsmaßnahmen sollen Frauen entsprechend ihrem Anteil an der Zielgruppe der Fortbildungsmaßnahme berücksichtigt werden. Frauen sollen verstärkt als Leiterinnen und Referentinnen für Fortbildungsveranstaltungen eingesetzt werden. Der Beauftragten für Chancengleichheit ist bei der Auswahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Fortbildungsmaßnahmen, die eine Weiterqualifikation ermöglichen oder auf die Übernahme von Tätigkeiten in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen vorbereiten, Gelegenheit zur Beteiligung zu geben. 

(4) Bei der Ausgestaltung und Durchführung von beruflichen Fort- und sonstigen Weiterbildungsveranstaltungen soll auch darauf geachtet werden, dass den Beschäftigten mit zu betreuenden Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen eine Teilnahme möglich ist. Möglichkeiten der Kinderbetreuung sollen im Bedarfsfall angeboten werden. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Jeweils anfügen nach BfC:  

bzw. auf kommunaler Ebene die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte entsprechend § 23 dieses Gesetzes 

Neu fassen Abs. 1 Satz 2:

„…die Frauen eine Weiterqualifikation ermöglichen oder auf die Übernahme von Tätigkeiten in Bereichen geringerer Repräsentanz bzw. die Übernahme von höherwertigen Tätigkeiten vorbereiten.

Ergänzen Abs. 3 Satz 2: 

Der Beauftragten für Chancengleichheit bzw. bei Kommunen und deren Beteiligungen die kommunale Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte nach § 23 dieses Gesetzes ist bei der Auswahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Fortbildungsmaßnahmen, die eine Weiterqualifikation ermöglichen und Frauen auf die Übernahme von Tätigkeiten in Bereichen geringerer Repräsentanz und die Übernahme von höherwertigen Tätigkeiten vorbereiten, Gelegenheit zur Beteiligung zu geben.“

Ergänzung neuer Absatz 5: 

Der Beauftragten für Chancengleichheit und ihrer Stellvertreterin ist Gelegenheit zur Fortbildung insbesondere im Gleichstellungsrecht und in Fragen des öffentlichen Dienst-, Personalvertretungs-, Organisations- und Haushaltsrechts zu geben. Den kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten ist Gelegenheit zur umfassenden Fortbildung entsprechend ihrer in § 23 definierten Aufgabenstellung zu geben. 

§ 12 Gremien 

(1) Gremien, für die dem Land ein Berufungsrecht zusteht, sollen zu gleichen Anteilen mit Frauen und Männern besetzt werden. Wird ein Gremium gebildet oder wiederbesetzt auf Benennung oder Vorschlag einer Stelle, die nicht zur unmittelbaren Landesverwaltung gehört, ist auf eine Besetzung des Gremiums mit Frauen und Männern zu gleichen Anteilen hinzuwirken. Steht dem Land für ein Gremium ein Entsende- oder Vorschlagsrecht zu, sollen Frauen und Männer gleichermaßen berücksichtigt werden. Besteht das Entsende- oder Vorschlagsrecht nur für eine Person, sollen Frauen oder Männer alternierend berücksichtigt werden. Bei der Gremienbesetzung ist die Beauftragte für Chancengleichheit in den einzelnen Dienststellen frühzeitig zu beteiligen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die Mitgliedschaft in Gremien durch eine auf einer Rechtsnorm oder Satzung beruhenden Wahl begründet wird. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Der gesamte § Gremien sollte nach unserer Auffassung vor § 23 eingefügt werden, da es hier nicht alleine um die berufliche Förderung der Beschäftigten im Geltungsbereich des Gesetzes geht, sondern um die Gleichstellung darüber hinaus. 

gleichzeitig ergänzen in Abs, 1:

Gremien, für die dem Land oder der Kommune ein Berufungsrecht zusteht … 

§ 13 Familiengerechte Arbeitszeit 

Die Dienststellen können auf Antrag über die gleitende Arbeitszeit hinaus eine familiengerechte Gestaltung der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit einräumen, wenn dies nachweislich zur Betreuung von mindestens einem Kind unter 18 Jahren oder einer nach ärztlichem Zeugnis pflegebedürftigen angehörigen Person erforderlich ist und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Ist beabsichtigt, dem Antrag einer oder eines Beschäftigten nicht zu entsprechen, ist die Beauftragte für Chancengleichheit zu beteiligen. 

Die Ablehnung des Antrags ist von der Dienststelle schriftlich zu begründen. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Den gesamten §13 ersetzen durch:

Die Dienststellen gestalten eine familiengerechte tägliche und wöchentliche Arbeitszeit für Beschäftigte, die nachweislich die Betreuung von mindestens einem Kind unter 18 Jahren oder einer nach ärztlichem Zeugnis pflegebedürftigen angehörigen Person zuständig sind und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Ist beabsichtigt, dem Antrag einer oder eines Beschäftigten nicht zu entsprechen, ist die Beauftragte für Chancengleichheit bzw. auf kommunaler Ebene die Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte nach § 23 dieses Gesetzes zu beteiligen. Die Ablehnung des Antrags ist von der Dienststelle schriftlich zu begründen. 

§ 14 Teilzeit, 

(1) Die Dienststelle hat unter Einbeziehung der Beauftragten für Chancengleichheit für die Beschäftigten in allen Bereichen, auch bei Stellen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben, ein ausreichendes Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen zu schaffen, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Die Wahrnehmung von Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben steht der Reduzierung der Arbeitszeit grundsätzlich nicht entgegen. 

(2) Telearbeitsplätze sollen bevorzugt durch Beschäftigte mit Familienpflichten im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten besetzt werden. 

(3) Teilzeitbeschäftigung und Telearbeit dürfen sich nicht nachteilig auf den beruflichen Werdegang, insbesondere auf die dienstliche Beurteilung auswirken. Teilzeitbeschäftigten sind die gleichen beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten und Fortbildungschancen einzuräumen wie Vollzeitbeschäftigten. Entsprechendes gilt für Beschäftigte an Telearbeitsplätzen. Auch darf Teilzeit oder Telearbeit nicht dazu führen, dass den Beschäftigten geringerwertige Aufgaben übertragen werden. 

(4) Die Dienststellen sind verpflichtet, Beschäftigte, die eine Reduzierung der Arbeitszeit beantragen, ausdrücklich auf die allgemeinen beamten- und versorgungsrechtlichen, sozialversicherungs, arbeits- und tarifrechtlichen Folgen hinzuweisen. 

(5) Beabsichtigt die Dienststelle, dem Antrag einer oder eines Beschäftigten mit Familienpflichten auf Teilzeitbeschäftigung oder Teilnahme an der Telearbeit nicht zu entsprechen, ist die Beauftragte für Chancengleichheit zu beteiligen. Die Ablehnung des Antrags ist von der Dienststelle schriftlich zu begründen. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Jeweils  anfügen nach BfC:  

bzw. auf kommunaler Ebene die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte entsprechend § 23 dieses Gesetzes 

Ergänzen Abs. 1 Satz 1 

nach “Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen“: auch unter- oder überhälftig“

Neu: „Teilzeitbeschäftigte mit Familienpflichten, die eine Vollzeitbeschäftigung beantragen, und Beurlaubte mit Familienpflichten, die eine vorzeitige Rückkehr aus der Beurlaubung beantragen, müssen bei der Besetzung von Arbeitsplätzen unter Beachtung des Leistungsprinzips und der Benachteiligungsverbote vorrangig berücksichtigt werden.“

§ 15 Beurlaubung, 

(1) Die Dienststelle hat insbesondere den aus familiären Gründen beruflicher Beurlaubten durch geeignete Maßnahmen die Verbindung zum Beruf Wiedereinstieg und den beruflichen Wiedereinstieg zu erleichtern. 

(2) Beurlaubten soll in geeigneten Fällen Gelegenheit gegeben werden, Urlaubs- oder Krankheitsvertretungen wahrzunehmen. 

(3) Beurlaubte sind auf Verlangen über Fortbildungsmaßnahmen zu unterrichten. Eine Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen soll ihnen im Rahmen der zur Verfügung stehenden Plätze und der allgemeinen Grundsätze über die Auswahl der dafür in Frage kommenden Beschäftigten ermöglicht werden. Ihnen sind auf Verlangen Fortbildungsmaßnahmen anzubieten, die den beruflichen Wiedereinstieg erleichtern. § 11 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 4 findet entsprechende Anwendung. 

(4) Mit den Beurlaubten sind auf Antrag Beratungsgespräche zu führen, in denen sie über Einsatzmöglichkeiten während und nach der Beurlaubung informiert werden. 

(5) § 14 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 

§ 16 Bestellung 

(1) In jeder Dienststelle mit 50 und mehr Beschäftigten und in jeder personalverwaltenden Dienststelle, deren Personalverwaltungsbefugnis 50 und mehr Beschäftigte umfasst, ist eine Beauftragte für Chancengleichheit und ihre Stellvertreterin nach vorheriger Wahl zu bestellen. Die regelmäßige Amtszeit beträgt vier Jahre. In allen anderen Dienststellen ist eine Ansprechpartnerin für die weiblichen Beschäftigten und die zuständige Beauftragte für Chancengleichheit zu bestellen. Eine Ansprechpartnerin kann auch für einen Teil einer Dienststelle bestellt werden, der räumlich von dem Hauptsitz der Dienststelle entfernt seinen Sitz hat. 

(2) Zuständig für eine Dienststelle nach Absatz 1 Satz 3 ist die Beauftragte für Chancengleichheit der nächsthöheren Dienststelle. 

(3) Für Maßnahmen der unteren Schulaufsichtsbehörde, die den Bereich der Lehrkräfte der Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschulen betreffen, ist aus dem Kreis der Lehrkräfte, soweit vom Kultusministerium nicht anders geregelt nach vorheriger Ausschreibung, eine Beauftragte für Chancengleichheit zu bestellen. Das Kultusministerium gewährt eine Entlastung von ihren anderweitigen dienstlichen Verpflichtungen. 

(4) In jedem Regierungspräsidium ist zusätzlich zur Beauftragten für Chancengleichheit jeweils eine fachliche Beraterin aus den Bereichen Polizei und Schule zu bestellen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die fachliche Beraterin nimmt in Abstimmung mit der Beauftragten für Chancengleichheit deren Aufgaben und Rechte wahr, soweit Maßnahmen der Dienststelle ausschließlich den nachgeordneten Polizeibereich oder die Schulen betreffen. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag: 

Abs. 1 Satz 1 ändern: 

„mit 20 und mehr Beschäftigten“

Ergänzen nach „nach vorheriger Wahl zu bestellen“: „Im Schulbereich kooperieren zum Zweck der Bestellung einer gemeinsamen Beauftragten für Chancengleichheit durch Wahl kleine Schulen, um die notwendige Gesamtzahl von 20 Beschäftigten zu erreichen.“

§ 17 Verfahren zur Bestellung

(1) Wahlberechtigt sind alle weiblichen Beschäftigten der Dienststelle. Nicht wahlberechtigt sind die unter Wegfall der Bezüge beurlaubten Bediensteten. 

Wer zu einer anderen Dienststelle abgeordnet ist, wird in ihr wahlberechtigt und verliert das Wahlrecht bei der anderen Dienststelle. Satz 3 gilt nicht bei Abordnungen zur Teilnahme an Lehrgängen. 

(2) Wählbar für das Amt der Beauftragten für Chancengleichheit und der Stellvertreterin sind die weiblichen Beschäftigten der Dienststelle. Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Die Beauftragte für Chancengleichheit und ihre Stellvertreterin werden in einem Wahlverfahren in getrennten Wahlgängen nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt. Die Wahl hat den Grundsätzen der allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahl zu entsprechen. Das Verfahren für die Durchführung der Wahl wird durch Rechtsverordnung der Landesregierung geregelt. 

(4) Findet sich nur eine zur Ausübung des Amtes bereite Beschäftigte, kann die Dienststelle von der weiteren Durchführung des Wahlverfahrens absehen und diese zur Beauftragten für Chancengleichheit bestellen. Findet sich aus dem Kreis der weiblichen Beschäftigten keine zur Ausübung des Amtes bereite Person, kann die Dienststelle auch einen zur Ausübung bereiten männlichen Beschäftigten zum Beauftragten für Chancengleichheit bestellen. Anderenfalls hat die Dienststelle das Wahlverfahren nach sechs Monaten zu wiederholen. Gleiches gilt für die Stellvertretung. 

(5) Die Wahl der Beauftragten für Chancengleichheit und ihrer Stellvertreterin kann beim Verwaltungsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte. Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei Wahlberechtigte, alle Bewerberinnen oder die Dienststellenleitung. Die Anfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, von dem Tag der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Vorbemerkung: Entsprechend § 2 Abs 1 ChancenG gelten die § 16-22 nicht für die Kommunen und deren Töchter. Die Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten schlägt auf dem Hintergrund ihrer Kontakte zu den BfC vor Ort und deren Erfahrungen auch hier Änderungen vor -  dies in einem Bereich, von dem die kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten nicht unmittelbar betroffen sind. 

Streichen in Abs. 1: 

„nicht wahlberechtigt sind die unter Wegfall der Bezüge beurlaubten Bediensteten.“

Streichen in Abs. 4:

 „kann die Dienststelle auch einen zur Ausübung bereiten männlichen Beschäftigten zum Beauftragten für Chancengleichheit bestellen. 

§ 18 Erlöschen der Bestellung, Widerruf

(1) Die Bestellung zur Beauftragten für Chancengleichheit erlischt mit , Ablauf der Amtszeit, der Niederlegung des Amtes, ihrem Ausscheiden Neubestellung aus der Dienststelle oder ihrer nicht nur vorübergehenden Verhinderung von mehr als sechs Monaten. 

(2) Die Dienststellenleitung darf die Bestellung zur Beauftragten für Chancengleichheit nur auf deren Verlangen oder wegen grober Verletzung ihrer gesetzlichen Verpflichtungen widerrufen. 

(3) Ist die Bestellung erloschen oder widerrufen worden, ist die Stellvertreterin mit ihrem Einverständnis bis zum Ende der laufenden Amtszeit zur Beauftragten für Chancengleichheit zu bestellen. Anderenfalls hat die Dienststellenleitung aus der Liste der für das Amt der Beauftragten für Chancengleichheit nicht gewählten Beschäftigten die Person mit der nächsthöheren Stimmenzahl bis zum Ende der laufenden Amtszeit zur Beauftragten für Chancengleichheit zu bestellen. Ist eine solche nicht vorhanden, hat die Dienststelle aus dem Kreis der weiblichen Beschäftigten die Beauftragte für Chancengleichheit zu bestellen. § 17 Abs. 4 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. Die Bestellung ist nur mit Einverständnis der zu bestellenden Beschäftigten vorzunehmen. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Stellvertreterin entsprechend. Ist die Bestellung zur Stellvertreterin erloschen oder widerrufen worden, findet Absatz 3 Sätze 2 bis 5 entsprechende Anwendung. Gleiches gilt bei Nachrücken der Stellvertreterin in das Amt der Beauftragten für Chancengleichheit nach Absatz 3 Satz 1. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Klarstellen: Gilt nur in Dienststellen nach § 3 Abs.1 ChancenG

§ 19 Rechtsstellung 

(1) Die Beauftragte für Chancengleichheit ist der Dienststellenleitung unmittelbar zugeordnet und hat ein unmittelbares Vortragsrecht. Sie ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht an Weisungen gebunden. 

(2) Die Beauftragte für Chancengleichheit ist mit den zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen räumlichen, personellen und sachlichen Mitteln auszustatten. Ihr ist die Teilnahme an spezifischen Fortbildungsveranstaltungen zu ermöglichen, soweit diese für ihre Tätigkeit erforderlich sind. 

(3) Die Dienststellenleitung hat die Beauftragte für Chancengleichheit im erforderlichen Umfang von ihren anderweitigen dienstlichen Verpflichtungen zu entlasten. Der Umfang bestimmt sich nach den in ihrer Dienststelle regelmäßig anfallenden Aufgaben sowie nach dem auf die Ausübung ihrer Aufgaben und Rechte entfallenden Zeitaufwand. 

(4) Bei Uneinigkeit über den Umfang der Entlastung kann die Dienststelle oder die Beauftragte für Chancengleichheit eine Schlichtungsstelle anrufen. Die Schlichtungsstelle besteht aus einer Vertreterin oder einem Vertreter des für Frauenfragen zuständigen Ministeriums (Vorsitz), einer Vertreterin oder einem Vertreter des betroffenen Fachministeriums und einer dritten Person mit Befähigung zum Richteramt, die der badenwürttembergischen Arbeits- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit angehört und von dem für Frauenfragen zuständigen Landtagsausschuss zu benennen ist. Das Nähere wird durch Rechtsverordnung des für Frauenfragen zuständigen Ministeriums geregelt. 

(5) Die Beauftragte für Chancengleichheit darf wegen ihrer Tätigkeit weder allgemein noch in ihrer beruflichen Entwicklung benachteiligt werden. Die Beauftragte für Chancengleichheit darf gegen ihren Willen nur umgesetzt, versetzt oder abgeordnet werden, wenn dies aus dringenden dienstlichen Gründen auch unter Berücksichtigung ihrer Funktion als Beauftragte für Chancengleichheit unvermeidbar ist. In diesem Fall ist die Zustimmung der vorgesetzten Dienststelle, die ihre Beauftragte für Chancengleichheit beteiligt, notwendig. § 15 Abs. 2 und 4 des Kündigungsschutzgesetzes gilt entsprechend. 

(6) Die Beauftragte für Chancengleichheit und ihre Stellvertreterin sind verpflichtet, über die persönlichen Verhältnisse von Beschäftigten und andere vertrauliche Angelegenheiten in der Dienststelle auch über die Zeit ihrer Bestellung hinaus Stillschweigen zu bewahren. Die Verschwiegenheitspflicht gilt auch für die Ansprechpartnerinnen und für die fachlichen Beraterinnen 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Neuformulierung Abs. 1: 

(1) Die Beauftragte für Chancengleichheit gehört der Personalverwaltung an und übt ihr Amt ohne Minderung ihrer bisherigen Bezüge oder ihres bisherigen Arbeitsentgelts aus. Sie wird unmittelbar der Dienststellenleitung zugeordnet. Die BfC ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit weisungsfrei.

(2)
 Die BfC wird von anderweitigen dienstlichen Tätigkeiten soweit entlastet, wie es nach Art 
und Größe der Dienststelle zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. Die Entlastung soll mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
betragen, in Dienststellen mit mehr als 500 Beschäftigten die volle regelmäßige 
Arbeitszeit.

Ist die BfC für mehr als eine Dienststelle zuständig, ist die Gesamtzahl der Beschäftigten 
aller Dienststellen maßgeblich.Die Fortbildung der BfC ist finanziell abzusichern.

(3) 
Der BfC ist die notwendige personelle, räumliche und sachliche Ausstattung zur 
Verfügung zu stellen. Bei einer Beschäftigtenzahl von über 1.000 ist zu prüfen, ob der 
BfC zusätzliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter zuzuordnen sind.

(4) 
Die vollständig freigestellte BfC erhält einen monatlichen Verfügungsfonds; die t
eilweise entlastete BfC erhält einen Fonds, der dem Anteil ihrer Entlastung entspricht.

(5) 
Die BfC darf bei der Erfüllung ihrer Pflichten nicht behindert und wegen ihrer Tätigkeit in 
ihrer beruflichen Entwicklung nicht benachteiligt oder begünstigt werden. Die fiktive 
Nachzeichnung ihres beruflichen Werdegangs ist im Hinblick auf die Einbeziehung in 
Personalauswahlentscheidungen zu gewährleisten. Vor Kündigung, Versetzung und 
Abordnung ist die BfC  wie ein Mitglied der Personalvertretung geschützt.

(6) 
Die Dienststelle hat der BfC auf deren Antrag hin eine Aufgabenbeschreibung als 
Nachweis über ihre Tätigkeit zu erteilen.

(7) 
Die Stellvertreterin hat im Vertretungsfall dieselben Rechte und Pflichten wie die BfC. Im 
Einvernehmen mit der Stellvertreterin kann die BfC dieser Aufgaben zur eigenständigen 
Erledigung übertragen. Insoweit wird die Stellvertreterin anstelle der BfC entsprechend 
entlastet.

(8) 
Die BfC, ihre Vertreterin sowie ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind hinsichtlich 
persönlicher Verhältnisse von Beschäftigten und anderer vertraulicher Angelegenheiten 
in der Dienststelle über die Zeit ihrer Bestellung hinaus zum Stillschweigen verpflichtet. 
Die Verschwiegenheitspflicht gilt auch für Ansprechpartnerinnen.

(9)
 Die BfC hat ein Teilnahmerecht an allen Leitungsbesprechungen und den 
Beurteilungskonferenzen der Dienststelle.

Einfügen § 19a Koordination und Stufenbeteiligung: 

(1) Die BfC der obersten Landesbehörde ist für den Informations- und Erfahrungsaustausch der BfC und der Vertrauensfrauen in ihrem Geschäftsbereich verantwortlich

(2)
Soweit in höheren Dienststellen Entscheidungen für nach geordnete Dienststellen 
getroffen werden, hat jede beteiligte Dienststelle die für sie zuständige BfC an dem bei 
ihr anhängenden Teilverfahren zu beteiligen. Das schriftliche Votum der BfC der nach 
geordneten Dienststelle ist zusammen mit den weiteren Unterlagen der höheren 
Dienststelle und der dortigen BfC vorzulegen.

§ 20 Grundsätze für die Zusammenarbeit

(1) Die Dienststellenleitung legt zu Beginn der Amtszeit der Beauftragten für Chancengleichheit im Einvernehmen mit der Beauftragten für Chancengleichheit die näheren Einzelheiten der Zusammenarbeit fest. 

(2) Die Beauftragte für Chancengleichheit ist in dem für die sachgerechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Beteiligungsrechte erforderlichen Umfang frühzeitig und umfassend zu unterrichten. Ihr sind die hierfür erforderlichen Unterlagen frühzeitig vorzulegen und alle erforderlichen Informationen und Auskünfte zu erteilen. 

(3) Die Beauftragte für Chancengleichheit kann an der regelmäßig stattfindenden Besprechung der Dienststellenleitung mit den anderen Führungskräften der Dienststelle teilnehmen. Dies gilt nicht, soweit die Dienststellenleitung einen Bezug zu den der Beauftragten für Chancengleichheit nach diesem Gesetz zugewiesenen 

Aufgaben ausschließt. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Streichen Abs. 1, 

stattdessen: .

Die zielorientierte und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen der Dienststellenleitung und der Beauftragten für Chancengleichheit ist ein durchgängiges Leitprinzip. Gemeinsam werden Ziele, Vorgehensweise, Form des regelmäßigen Austauschs und der frühzeitigen Einbindung festgelegt.“

Streichen Abs. 3 Satz 2

§ 21 Sonstige Aufgaben und Rechte

 (1) Die Beauftragte für Chancengleichheit achtet auf die Durchführung und Einhaltung dieses Gesetzes und unterstützt die Dienststellenleitung bei dessen Umsetzung. Sie ist an sonstigen allgemeinen personellen sowie sozialen und organisatorischen Maßnahmen ihrer Dienststelle, soweit diese Auswirkungen auf die berufliche Situation weiblicher Beschäftigter haben können, frühzeitig zu beteiligen. 

(2) Die Beauftragte für Chancengleichheit hat ein Initiativrecht für Maßnahmen zur gezielten beruflichen Förderung von Frauen. Sie kann sich innerhalb ihrer Dienststelle zu fachlichen Fragen der Gleichberechtigung von Frauen und Männern, der beruflichen Förderung von Frauen und der Vereinbarkeit von Familie und Beruf äußern. Sie kann während der Arbeitszeit Sprechstunden durchführen und einmal im Jahr eine Versammlung der weiblichen Beschäftigten der Dienststelle einberufen. 

(3) Weibliche Beschäftigte können sich in ihren Angelegenheiten ohne Einhaltung des Dienstweges an die Beauftragte für Chancengleichheit ihrer Dienststelle wenden. 

(4) Den Beauftragten für Chancengleichheit ist Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch untereinander zu geben. 

(5) Die Rechte der Personalvertretungen bleiben unberührt 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Änderung Abs. 1 Satz 2: 

Sie ist an sonstigen strukturellen allgemeinen personellen sowie sozialen und organisatorischen Maßnahmen ihrer Dienststelle im Sinne des Gender Mainstreaming frühzeitig zu beteiligen.

Einfügen Abs. 2 Satz 1:

…Förderung von Frauen und Maßnahmen zur Förderung der tatsächlichen Durchsetzung der Gleichberechtigung von Männern und Frauen sowie zur Beseitigung bestehender Benachteiligungen.

Einfügen Abs. 3: 

Dies gilt entsprechend für männliche Beschäftigte im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Neu fassen Abs. 4:

Den BfC und ihren Stellvertreterinnen ist Gelegenheit… Die BfC und ihre Stellvertreterin können an regionalen und bundesweiten fachbezogenen Arbeitskreisen teilnehmen.

§ 22 Beanstandungsrecht 

(1) Hält die Beauftragte für Chancengleichheit eine Maßnahme für unvereinbar mit diesem Gesetz oder mit anderen Vorschriften über die Gleichbehandlung von Frauen und Männern, hat sie das Recht, diese Maßnahme binnen einer Woche nach ihrer Unterrichtung schriftlich zu beanstanden. Bei unaufschiebbaren Maßnahmen kann die Dienststelle die Frist auf zwei Arbeitstage verkürzen. Im Falle der Beanstandung hat die Dienststellenleitung ihrer Dienststelle zu entscheiden. Die Ablehnung der Beanstandung ist gegenüber der Beauftragten für Chancengleichheit schriftlich zu begründen. 

(2) Die beanstandete Maßnahme soll vor Ablauf der Frist und vor der Entscheidung der Dienststellenleitung nach Absatz 1 Satz 3 nicht vollzogen werden. 

(3) Wird die Beauftragte für Chancengleichheit nicht oder nicht rechtzeitig nach Maßgabe dieses Gesetzes beteiligt, soll der Vollzug bis zum Ablauf einer Woche nach Unterrichtung der Beauftragten für Chancengleichheit ausgesetzt werden. 

(4) Die Beauftragte für Chancengleichheit kann sich unter Einhaltung des Dienstweges über die jeweils nächsthöhere Behörde an die oberste Dienstbehörde wenden und insbesondere Beanstandungen, denen auch die nächsthöhere Behörde nicht abhilft, zur Klärung vorlegen. 

(5) Bei Fragen von allgemeiner frauenpolitischer Bedeutung kann sich die Beauftragte für Chancengleichheit an das für Frauenfragen zuständige Ministerium wenden. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Neu fassen: Beanstandungs- und Beschwerderechte

(1) 
Verstöße gegen dieses Gesetz oder andere Vorschriften über die Gleichbehandlung von Frauen und Männern kann die BfC gegenüber der Dienststellenleitung beanstanden. Die Beanstandung erfolgt spätestens zehn Arbeitstage nach der 
Unterrichtung der BfC über die Maßnahme. Die Dienststellenleitung hat die 
beanstandete Maßnahme erneut zu entscheiden und die Entscheidung erneut zu 
begründen. Bis zur erneuten Entscheidung ist die Maßnahme aufzuschieben. 

(2) 
Die BfC einer nach geordneten Dienststelle kann zu einer nach ihrer Auffassung fehlerhaften Entscheidung über die Beanstandung nach rechtzeitiger Unterrichtung 
ihrer Dienststellenleitung die vorgesetzte Dienststelle um eine Stellungnahme bitten. 
Diese Stellungnahme durch die vorgesetzte Dienststelle hat unverzüglich zu erfolgen. 
Bis zur Vorlage der Stellungnahme wird die Maßnahme ausgesetzt. 

(3) 
Die erneute Entscheidung einer obersten Landesbehörde kann die BfC innerhalb von zehn Arbeitstagen bei der BfC der Landesregierung beanstanden. Diese legt der zuständigen Dienststelle einen Entscheidungsvorschlag vor. Die abschließende Entscheidung trifft die Dienststelle. Bis zur Vorlage des Entscheidungsvorschlages wird die Maßnahme ausgesetzt. 

(4) 
Beanstandet die BfC einer der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaft des öffentlichen Rechts, einer rechtsfähigen Anstalt oder Stiftung einen Verstoß gegen dieses Gesetz und hilft die Leitung der Dienststelle diesem Verstoß nicht ab, so kann 
die BfC die zuständige Fachaufsichtsbehörde unterrichten. Die zuständige 
Fachaufsichtsbehörde beteiligt dann die BfC der Fachaufsichtsbehörde. 

Vor dem nun folgenden § 23 sollten aus unserer gemeinsamen Auffassung unter der Abschnittsüberschrift: Chancengleichheit als Leitprinzip – Querschnittsaufgabe und dessen Gültigkeit für Land und Kommunen Ausführungen eingefügt werden, zu folgenden Punkten:

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

· § nn Allg. Umsetzung des Leitprinzips beim Land: Vorschläge des SM hierzu? 

· §nn  Geschlechtergerechte Sprache und Bildgestaltung 

Gesetze und andere Rechtsvorschriften sollen sprachlich der Gleichstellung von Frauen und Männern Rechnung tragen. Im dienstlichen Schriftverkehr ist auf die sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und Männern zu achten. In Vordrucken sind geschlechtsneutrale Personenbezeichnungen zu verwenden.

Sofern diese nicht gefunden werden können, sind die weibliche und die männliche Sprachform zu verwenden.

· § nn Gremien (statt § 12) – siehe vorne 

(1) Gremien, für die dem Land oder der Kommune  ein Berufungsrecht zusteht, 

sollen zu gleichen Anteilen mit Frauen und Männern besetzt werden. Wird ein Gremium gebildet oder wiederbesetzt auf Benennung oder Vorschlag einer Stelle, die nicht zur unmittelbaren Landesverwaltung oder Kommunalverwaltung gehört, ist auf eine Besetzung des Gremiums mit Frauen und Männern zu gleichen Anteilen hinzuwirken. 

Besteht das Entsende- oder Vorschlagsrecht nur für eine Person, sollen 

Frauen oder Männer alternierend berücksichtigt werden. 

Bei der Gremienbesetzung ist die Beauftragte für Chancengleichheit in 

den einzelnen Dienststellen bzw. auf kommunaler Ebene die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte frühzeitig zu beteiligen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die Mitgliedschaft in Gremien durch eine 

auf einer Rechtsnorm oder Satzung beruhenden Wahl begründet wird. 

· § nn Frauenförderung durch öffentliche Auftragsvergabe 

(1) Beim Abschluss von Verträgen über Leistungen mit einem Auftragswert von voraussichtlich mindestens 25.000 Euro oder über Bauleistungen mit einem Auftragswert von voraussichtlich mindestens 200.000 Euro sind in den jeweiligen Verträgen die Verpflichtungen der Auftragnehmenden festzuschreiben, Maßnahmen zur Frauenförderung und zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie im eigenen Unternehmen durchzuführen sowie das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beachten. Diese Regelung gilt nicht für Auftragnehmende, die in der Regel zehn oder weniger Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, ausschließlich der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, beschäftigen.

(1) Die Vergabestellen der in § 3 genannten Einrichtungen oder Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsgesetzes erfassen regelmäßig die im Zusammenhang mit der Durchführung der Maßnahmen zur Frauenförderung und zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie anfallenden Daten.

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung insbesondere den Inhalt der Maßnahmen zur Frauenförderung und zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die Kontrolle der Durchführung, die Folgen der Nichterfüllung von Verpflichtungen sowie den Kreis der betroffenen Unternehmen zu regeln.

§ 23 Aufgaben der Gemeinden und der Landkreise

(1) Die Verwirklichung des Verfassungsgebots der Gleichberechtigung von Frauen und Männern ist auch eine kommunale Aufgabe. Die Gemeinden und die Landkreise stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, dass Aufgaben der Frauenförderung wahrgenommen werden und Chancengleichheit als durchgängiges Leitprinzip in allen kommunalen Aufgabenbereichen berücksichtigt sowie inhaltlich und fachlich begleitet wird. 

(2) Die Stadt- und Landkreise benennen eine Person oder eine Organisationseinheit, die Aufgaben der fachlichen und inhaltlichen Begleitung wahrnimmt. Ihr stehen zur Wahrnehmung der behördeninternen Frauenförderung insbesondere folgende Rechte zu: 

1. In Angelegenheiten der behördeninternen Frauenförderung hat sie ein unmittelbares Vortragsrecht bei der Behördenleitung. 

2. Bei Stellenbesetzungen in Bereichen geringerer Repräsentanz von Frauen kann sie an Vorstellungs- und Auswahlgesprächen teilnehmen, soweit nicht nur Frauen oder nur Männer die vorgesehenen Voraussetzungen für die Besetzung der Personalstelle oder des zu vergebenden Amtes erfüllen und soweit an der Personalentscheidung nicht mindestens eine weibliche Person beteiligt ist. 

3. Bei der Planung und Gestaltung von Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen ist ihr Gelegenheit zur Beteiligung zu geben. 

4. Sie besitzt ein Initiativrecht für Maßnahmen zur gezielten beruflichen Förderung von Frauen. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Abs. 2 neu fassen analog der Eckpunkte zur Verankerung der Stelle der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten 
Eckpunkte zur Verankerung der Stelle der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten mit den dafür erforderlichen Angaben in den jeweiligen Rechtsnormen (Chancengleichheitsgesetz, Gemeinde- und Landkreisordnung)

Bestellung

Die kommunalen Gebietskörperschaften im Sinne des § 3 Abs. 1 Ziff. 6 bestellen ab einer Größe von 8.000 Einwohnerinnen / Einwohnern entsprechend § xxxx der Gemeinde- und § xxx der Landkreisordnung durch die Gremien der Selbstverwaltung mindestens eine hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte sowie deren Vertreterin. 

Die Stelle der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten ist grundsätzlich in der Dienststelle sowie öffentlich auszuschreiben. Ihre fachliche Qualifikation soll den umfassenden Anforderungen ihrer Aufgaben gerecht werden.

Stellenbesetzung, Anforderungen an die Stelle und deren Ausstattung

Die komplexe Arbeit der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten erfordert eine abgeschlossene Hochschulausbildung. Die Gleichstellungsbeauftragte ist einer Amtsleiterin mindestens gleichgestellt. Die Besoldung der Stelle orientiert sich grundsätzlich an den Amtsleitungen der jeweiligen Anstellungskörperschaft.

Die Stelle der hauptamtlichen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten ist mit den zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen personellen, sachlichen und finanziellen Mitteln auszustatten. 

Als angemessen gilt bei Kommunen mit 8.000 Einwohnerinnen und Einwohnern ein Stellenumfang von mindestens 40% und einer 20%-Stelle für Sekretariat/Zuarbeit. Eine weitere Staffelung nach oben ergibt sich entsprechend der EW-Zahlen und Auf-gabenbereiche (siehe Tabelle Personalausstattung mit Mindeststandards). 

Personalausstattung

Neu fassen Abs 2: „Personalausstattung
Für Städte und Gemeinden

	EinwohnerInnen
	Stellenanteile mindestens

	8.000 – 19.999
	0,4

	20.000 – 49.999
	0,7

	50.000 – 99.999
	1,0

	100.000 – 199.999
	2,0

	200.000 – 399.999
	3,0

	Über 400.000
	4,0


für Landkreise

	EinwohnerInnen
	Stellenanteile mindestens 

	Bis 150.000
	1,0

	Bis 300.000
	2,0

	Bis 400.000
	3,0

	Bis 500.000
	4,0

	Über 500.000
	5,0


Stellenanteile für Verwaltungskräfte jeweils 50 % der Stellenanteile für Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte

Aufgaben 

Kommunale Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte bzw. Leiterinnen von entsprechenden Fachämtern zur Chancengleichheit von Frauen und Männern unterstützen die Dienststellen-Leitung (Verwaltungsspitze) und nachgeordnete Organisationseinheiten darin, die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung zu beschleunigen und Chancengleichheit als Leitprinzip des Verwaltungshandelns mit geeigneten Methoden umzusetzen. Dieses Handeln bezieht sich auf die verschiedenen Funktionen der Selbstverwaltungskörperschaft als Arbeitgeberin, Dienstleisterin, Auftraggeberin sowie als politische Instanz (interne und externe Aufgaben) gemäß § 1 des Chancengleichheitsgesetzes. (siehe § 1 Gesetzesziel, Ergänzungen)

Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte bzw. Leiterinnen von entsprechenden Fachämtern zur Chancengleichheit von Frauen und Männern sind sowohl Kontrollinstanzen zur Umsetzung des Auftrages der Gleichberechtigung von Frauen und Männern als auch Anlauf- und Kooperationsstelle für Bürgerinnen und Bürger, Institutionen und gesellschaftliche Gruppen.

Rechtsstellung

Die Stelle der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten bildet eine eigenständige Organisationseinheit mit Querschnittsfunktion. Sie ist der Dienststellenleitung unmittelbar zugeordnet. 

Die kommunale Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte erfüllt ihre Tätigkeit weisungsfrei mit unmittelbarem Vortragsrecht bei der Verwaltungsspitze, Initiativrecht, Teilnahme- und  Rederecht an den Sitzungen des Gemeinderats / Kreistags und seiner Ausschüsse sowie an den strategischen Lenkungsgremien, Beanstandungsrecht mit aufschiebender Wirkung sowie dem Recht zu eigenständiger Öffentlichkeitsarbeit. 

Die kommunale Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte arbeitet eng mit den dezentralen Ansprechpartnerinnen (im Sinne von § 6 Abs. 4 dieses Gesetzes) und entsprechenden Stellen der kommunalen Beteiligungen zusammen und übernimmt deren Koordination auf der Ebene der gesamten Kommunalverwaltung. 

Zur Erfüllung ihrer Tätigkeit, insbesondere ihrer lenkungs- und steuerungsunterstützenden Aufgaben, hat die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte das Recht auf frühzeitige und umfassende Information sowie frühzeitige Beteiligung bzw. Mitwirkung, damit sie bei der Entscheidungsfindung gestaltend mitwirken und Einfluss nehmen kann.

Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte darf wegen ihrer Tätigkeit weder allgemein, noch in ihrer beruflichen Entwicklung benachteiligt werden. Sie darf in ihrer Tätigkeit nicht behindert werden. Ihr ist die Teilnahme an spezifischen Fortbildungsveranstaltungen zu ermöglichen, soweit diese für ihre Tätigkeit erforderlich sind. Ihr stehen zugleich die Rechte der behördeninternen Förderung im Sinne dieses Gesetzes zu.

Beanstandungsrecht

Hält die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte eine Maßnahme unvereinbar mit dem Chancengleichheitsgesetz oder mit anderen Vorschriften über die Gleichbehandlung von Frauen und Männern, hat sie das Recht, diese Maßnahme binnen einer angemessenen Frist zu beanstanden. Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung.

Die Dienststellenleitung entscheidet nach Prüfung des Sachverhalts neu und hat die Gründe für ihre Entscheidung gegenüber der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten und den Gremien der Selbstverwaltung schriftlich darzulegen. 

Bei Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, insbesondere zur Auslegung dieses Gesetzes, kann sich die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte an das für Gleichstellungsfragen zuständige Ministerium wenden.

ergänzen: § 23, Abs.3  

Vernetzung der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten 

Das Land fördert die Vernetzung der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten durch die Einrichtung einer Geschäftsstelle mit einem Mindestumfang von 200 % Stellenanteile Fachkräfte sowie entsprechender Sachmittel. Diese Geschäftsstelle arbeitet auf fachliche Weisung durch die Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbeauftragten und ist gegenüber dem Land weisungsfrei. 
§ 24 

Chancengleichheitspläne 

(1) Gemeinden mit mehr als 8 000 Einwohnern sowie Stadt- und Landkreise sollen Chancengleichheitspläne erstellen. 

(2) Der Kommunalverband für Jugend und Soziales soll einen Chancengleichheitsplan erstellen. 

(3) Für die Zweckverbände, die Gemeindeverwaltungsverbände, den Kommunalen Versorgungsverband, die Gemeindeprüfungsanstalt, die Datenzentrale, die Nachbarschaftsverbände, die Regionalverbände und den Verband Region Stuttgart gilt, soweit sie 50 und mehr Personen beschäftigen, Absatz 1 entsprechend. 

(4) Die vorstehend bezeichneten Stellen regeln in eigener Verantwortung die Erstellung der Chancengleichheitspläne und das Verfahren. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Sinngemäß: 

(1) Gemeinden mit mehr als 8000 EinwohnerInnen sowie Stadt- und Landkreise sollen Chancengleichheitspläne erstellen. Diese beziehen sich entsprechend §1 dieses Gesetzes sowohl auf gleichstellungspolitische Ziele und Maßnahmen der Daseinsfürsorge als auch auf gleichstellungspolitische Ziele im Hinblick auf die Kommunen als Arbeitgeberinnen. 

Der kommunale Chancengleichheitsplan Personal ist in diesem Sinn ebenso Teil des kommunalen Chancengleichheitsplans wie die Chancengleichheitspläne Personal der kommunalen Beteiligungen
. Der kommunale Chancengleichheitsplan wird regelmäßig jeweils für drei Jahre aufgestellt und vom Gemeinderat / Kreistag verabschiedet. Zur regelmäßigen zeitnahen Berichterstattung an das beschließende Gremium erfolgt eine eigenständige Stellungnahme der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten. 

§ 25 Berichtspflicht 

Die Landesregierung legt dem Landtag alle fünf Jahre einen Bilanzbericht vor. Der Bilanzbericht hat eine Bestandsaufnahme und Darstellung der Entwicklung des Frauenanteils im öffentlichen Dienst des Landes sowie eine Übersicht über die Besetzung der Stellen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben zu enthalten. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag 

Die Landesregierung legt dem Landtag alle drei Jahre einen Bilanzbericht vor. Der Bilanzbericht hat eine Bestandsaufnahme und Darstellung der Entwicklung des Frauenanteils im öffentlichen Dienst des Landes sowie eine Übersicht über die Besetzung der Stellen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben zu enthalten. 

Begründung Vorschlagende Stelle

§ 26 

Übergangsvorschrift 

(1) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erstellte Frauenförderpläne der Kommunen gelten 

bis zum Ablauf des Geltungszeitraums als Chancengleichheitspläne weiter, maximal 3 Jahre 

(2) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bestellte Frauenvertreterinnen bleiben bis zum Ende des Zeitraums, für den sie bestellt wurden, als Beauftragte für Chancengleichheit im Amt. 

Änderungs- oder Ergänzungsvorschlag
�	dies umfasst auch die Verwirklichung einer  geschlechtergerechten Sprache und Bildgestaltung sowie gleichberechtigten symbolischen Repräsentanz. Damit ist unter anderem die Sichtbarkeit im öffentlichen Raum gemeint. Frauen als Namensgeberinnen, weibliche Autorenschaft, Aufarbeitung der Geschichte aber auch: Darstellung im Bild bei Publikationen.


� z.B. durch ein Personalberatungsunternehmen


�	 hier juristisch entsprechende Formulierungen wählen, die alle Mehrheitsbeteiligungen umfasst. 
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